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Beschäftigungssicherung 
 
2.1. Tarifvertrag „Zukunft in Arbeit“ (TV ZiA) 
 
Mit den Tarifvereinbarungen für die Metall- und Elektroindustrie vom März 2020 wurde der 
Tarifvertrag „Zukunft in Arbeit“ (TV ZiA) aus dem Jahr 2010 mit Anpassungen an die aktuelle 
Rechtslage neu abgeschlossen. 
Die Tarifverträge wurden in allen Tarifgebieten zum 31. Dezember 2020 gekündigt, anstelle 
der TV ZiA sind verbesserte Regelungen bei den TV Beschäftigungssicherung getreten.  
Die Tarifregelungen entfalten keine Nachwirkung, allerdings können 
Betriebsvereinbarungen, die auf Grundlage des TV ZiA abgeschlossen wurden, noch bis zum 
Ende ihrer Laufzeit fortgeführt werden. 
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2.2. Tarifverträge zur Beschäftigungssicherung 
 
In der Metall- und Elektroindustrie sehen die Tarifverträge zur Beschäftigungssicherung vor, 
dass die tarifliche individuelle regelmäßige Arbeitszeit in Westdeutschland (und Berlin-
Brandenburg Tarifgebiet I) von 35 Stunden auf bis zu 30 Stunden, z. T. auch auf 29 Stunden 
(Tarifgebiete Bayern und Niedersachsen), abgesenkt werden kann. Für die ostdeutschen 
Tarifgebiete ist eine Absenkung von 38 Stunden auf bis zu 33 Stunden möglich, in Sachsen-
Anhalt auf bis zu 32 Stunden. 
 
In den meisten Tarifgebieten wurden die ursprünglichen Tarifverträge zur 
Beschäftigungssicherung inzwischen in neue Tarifverträge integriert, z. B. in den „Tarifvertrag 
zur Beschäftigungssicherung und Beschäftigungsaufbau“, bzw. „Tarifvertrag zum Aufbau und 
Sicherung von Beschäftigung“ oder „Tarifvertrag zur Beschäftigungsentwicklung“. Der 
wesentliche Inhalt einer Arbeitszeitverkürzung zur Beschäftigungssicherung ist dabei 
unverändert geblieben. 
 
Die Absenkung der Arbeitszeit kann einheitlich für den ganzen Betrieb oder Teile des 
Betriebes bzw. Gruppen von Beschäftigten erfolgen. Sie erfolgt im Wege einer 
Betriebsvereinbarung, die nicht über eine Einigungsstelle nach Betriebsverfassungsgesetz 
(BetrVG) erzwungen werden kann. Für Konfliktfälle zwischen den Betriebsparteien haben die 
Tarifvertragsparteien besondere Schlichtungsstellen eingesetzt, die unter Vorsitz einer oder 
eines neutralen Vorsitzenden eine verbindliche Entscheidung zu treffen haben. Die 
Absenkung der Arbeitszeit kann jedoch gegen den Betriebsrat nur einmalig für maximal 
6 Monate erzwungen werden. 
 
Die Tarifverträge stellen eine Ergänzung der Regelungen zur Kurzarbeit dar, die dann zur 
Anwendung kommen, wenn Kurzarbeit nicht greift, weil entweder aufgrund des Umfangs der 
Reduzierung der Arbeitszeit oder der Anzahl der Betroffenen die Voraussetzungen für den 
Bezug von Kurzarbeitergeld nicht erfüllt sind, oder weil der Bezugszeitraum für 
Kurzarbeitergeld bereits ausgeschöpft wurde. 
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Diese Regelungen sind durch die Ergebnisse der Tarifrunde 2021 ergänzt und verbessert 
worden: 
 
• Die bisher bestehende Möglichkeit, bei vorübergehenden Beschäftigungsproblemen die Arbeitszeit auf bis 

zu 30 bzw. 29/32/33 Stunden (je nach Tarifgebiet) abzusenken, wird auf 12 Monate beschränkt und durch 
die Möglichkeit einer Arbeitszeitabsenkung bei Transformation auf bis zu 32 Stunden für max. 36 Monate 
sowie um Regelungen zum Teilentgeltausgleich und einen verbesserten Kündigungsschutz ergänzt. 

• Eine Arbeitszeitabsenkung bei Transformation ist durch freiwillige Betriebsvereinbarung zur Bewältigung 
der Transformation, zur Sicherung der Beschäftigung, zur Förderung der Ausbildung oder zur Abwendung 
eines Fachkräftemangels möglich; die Arbeitszeit kann einheitlich für alle Beschäftigten oder für Teile des 
Betriebes auf eine Dauer von unter 35 Std/Woche bis zu 32 Std/Woche für bis zu 36 Monate abgesenkt 
werden.  

• Die Betriebsparteien prüfen vorrangig ob die Verteilung der abgesenkten Arbeitszeit auf vier Tage/Woche 
möglich ist, um für die Arbeitnehmer mehr Zeitsouveränität herzustellen;dauert die Arbeitszeitabsenkung 
insgesamt mehr als 12 Monate an, bedarf dies der Zustimmung der Tarifvertragsparteien. 

• Bei einer Arbeitszeitabsenkung von mehr als 12 Monaten ist der Ausspruch einer betriebsbedingten 
Kündigung erst nach Beendigung der Arbeitszeitabsenkung möglich. 

• Die Betriebsparteien können einen Teilentgeltausgleich vereinbaren, dafür steht vor allem eine neue 
tarifliche Jahreszahlung, das „Transformationsgeld“ (T-Geld) zur Verfügung. 

• Das T-Geld wird im Tarifvertrag T-ZUG geregelt; Anspruchsvoraussetzung ist eine ununterbrochene 
Betriebszugehörigkeit von sechs Monaten, jeweils zum 28. Februar eines Kalenderjahres; es wird im 
Februar eines Kalenderjahres als Einmalzahlung zur Auszahlung gebracht und beträgt im Jahr 2022 18,4 % 
und ab dem Jahr 2023 27,6 % des monatlichen regelmäßigen Arbeitsentgelts / Ausbildungsvergütung. 

• Bei einer Arbeitszeitabsenkung von mehr als 12 Monaten erhalten die Beschäftigten ab dem 13. Monat 
einen Zuschlag i.H.v. 25 % bei einer Absenkung auf 32 Std/Woche. 

• Bei einer Arbeitszeitabsenkung von mehr als 24 Monaten erhalten die Beschäftigten ab dem 25. Monat 
einen Zuschlag i.H.v. 

o 25 % bei einer Absenkung auf 33 Std/Woche oder 
o 50 % bei einer Absenkung auf 32 Std/Woche.  

 
Näheres ist den Informationen zum Tarifergebnis 2021 zu entnehmen. 

 


